
4. Zulässigkeit der Nutzung (§ 9 Abs. 2 BauGB)

4.1 Die Nutzung als sonstiges Sondergebiet ist nur solange zulässig, wie die Photovoltaikanlage 
betrieben wird. Bei Aufgabe dieser Nutzung ist die umstandsbezogene Bedingung für die 
Zulässigkeit nicht mehr gegeben. Weitere detaillierte Regelungen zur umstandsbezogenen 
Zulässigkeit sowie die Verpflichtung zum Rückbau sämtlicher Anlagen werden im 
städtebaulichen Vertrag getroffen.

5. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB, § 1a Abs. 3 BauGB und § 9 Abs. 1a 
BauGB)

5.1 Maßnahme M1
Die Ackerfläche im Sondergebiet (SO 1 und SO 2) ist als extensive Wiesenfläche anzusäen; 
für die Ansaat ist eine regionale Saatgutmischung für trockene magere bis frische 
Lehmstandorte (Herkunftsregion 5 Mitteldeutsches Tief- und Hügelland oder 15 Thüringer 
Wald) mit einem Kräuter-/Blumenanteil von mind. 30 % zu verwenden. Die Ansaat hat mind. 
sechs bis zwölf Monate vor Baubeginn zu erfolgen, damit auf der Fläche eine dichte 
geschlossene Vegetationsdecke vorhanden ist. Bei Ausfall des Saatgutes ist eine Nachsaat 
vorzunehmen.
Durch begleitendes Monitoring ist zu prüfen, ob in den ersten drei Jahren nach der Ansaat 
Schröpfschnitte erforderlich sind, um ungewollte Dominanzbildung von bestimmten 
Pflanzenarten zu verhindern.
Zur dauerhaften Pflege der Flächen sind diese zu mähen oder zu beweiden.
Die Mahd ist Anfang Juli durchzuführen, in Abhängigkeit vom Aufwuchs ist ggf. eine zweite 
Mahd Mitte/Ende September vorzunehmen. Das Mähgut ist stets von der Fläche zu entfernen.
Eine Beweidung z. B. mit Schafen hat extensiv mit Portionsweideflächen zu erfolgen (max. 0,3 
GVE/Ha). Ergänzend ist im Beweidungsfall ein Pflegeschnitt mit Abtransport des Mähgutes im 
September durchzuführen.
Zu weiteren Vorgaben zur Herstellung der Wiesenansaat und der dauerhaften Pflege wird auf 
das Maßnahmenblatt M1 verwiesen.

5.2 Maßnahme M2
Eine Nutzung des nördlich an den Geltungsbereich angrenzenden Halbtrockenrasens 
(gesetzlich geschütztes Biotop) z. B. als Materiallager oder Abstellfläche für Baumaschinen, 
sowie das Befahren dieser Fläche ist nicht zulässig.
Der Halbtrockenrasen ist in die Pflege der Sondergebietsfläche miteinzubeziehen und 
entweder mit zu mähen (mit Mähgutabtransport) oder zu beweiden.
Zu weiteren Vorgaben bezüglich der Halbtrockenrasenfläche wird auf das Maßnahmenblatt 
M2 verwiesen.

5.3 Maßnahme M3
Die Gehölzbestände entlang der Randbereiche im Süden und Osten sind zu erhalten. Ihnen 
vorgelagert sind dauerhafte Krautsäume ohne Ansaat zu entwickeln. Alle zwei Jahre ist eine 
Pflegemahd im September durchzuführen, um Gehölzsukzession zu vermeiden. Entlang von 
Wirtschaftswegen kann die Mahd jährlich erfolgen.
Zu weiteren Vorgaben wird auf das Maßnahmenblatt M3 verwiesen.

5.4 Im gesamten Geltungsbereich ist die Verwendung von Düngemitteln, Pflanzenschutzmitteln 
oder Bioziden im Rahmen der Bewirtschaftung nicht zulässig.

5.5 Das von den Moduloberflächen ablaufende Niederschlagswasser wird an Ort und Stelle dem 
Oberboden zugeführt und flächenhaft über die belebte Bodenzone versickert.

5.6 Zur Begrenzung der Bodenversiegelung sind die Zufahrten und inneren Erschließungswege 
soweit möglich unversiegelt herzustellen.

5.7 Zur Reinigung der Solarmodule dürfen nur Reinigungsmittel verwendet werden, wenn diese 
biologisch abbaubar sind und die Reinigung ohne die Verwendung der Reinigungsmittel nicht 
möglich ist. Der Einsatz der Reinigungsmittel ist punktuell auf die betroffenen 
Verschmutzungen zu begrenzen.

V. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 88 ThürBO)

1. Einfriedungen

1.1 Einfriedungen sind bis zu einer Höhe von max. 2,50 m über Geländeoberfläche zulässig. Als 
Geländeoberfläche sind die im Planteil eingetragenen Höhenlinien maßgeblich und für die 
Höhenbemessung der Einfriedung heranzuziehen. Es dürfen Maschendraht- und 
Drahtgitterzäune verwendet werden. Es ist ein Abstand von im Durchschnitt mind. 0,2 m 
zwischen der Zaununterkante und der Geländeoberfläche einzuhalten; die Verwendung 
gefährlicher Bauteile wie Stacheldraht oder elektrifizierte Zaundrähte ist nicht zulässig (siehe 
VI.2.5).

1.2 Sockelmauern sind nicht zulässig.

1.3 Einfriedungen sind innerhalb der Sondergebietsflächen auch außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche zulässig.

2. Geländeveränderungen

2.1 Geländeveränderungen sind nur insoweit zulässig, als diese im Zusammenhang mit der 
Errichtung der Anlage erforderlich sind, jedoch max. 0,5 m abweichend vom natürlichen 
Gelände.

2.2 Für Flächen, auf denen Trafostationen oder Speichereinrichtungen errichtet werden, sind 
Geländeveränderungen bis max. 1,0 m zulässig.

2.3 Die Übergänge zur natürlichen Geländeoberfläche sind als Böschungen herzustellen.

3. Beleuchtung

3.1 Eine dauerhafte Beleuchtung der Freiflächen-Photovoltaikanlage ist nicht zulässig.

4. Anordnung der Solarmodule

4.1 Es sind ausschließlich kristalline Solarmodule in starrer Aufstellung mit Südausrichtung 
zulässig.

5. Gestaltung von Gebäuden

5.1 Die Fassaden von Gebäuden und baulichen Anlagen sind in gedeckten Farben zu halten; 
Metallverkleidungen sind nur in gedeckten, nichtreflektierenden Farben zulässig.

VI. HINWEISE

1. Landwirtschaft

1.1 Emissionen, vor allem Staub, Geruch oder Lärm, die durch eine ordnungsgemäße 
landwirtschaftliche Nutzung auf den angrenzenden Flächen entstehen und sich nachteilig auf 
die Photovoltaikanlage auswirken könnten, sind zu dulden.

1.2 Von den umliegenden Gehölzbeständen ausgehende Schäden oder Beeinträchtigungen für 
die Photovoltaikanlage oder andere bauliche Anlagen im Sondergebiet, z. B. durch 
umstürzende Bäume, Baumabbrüche, herabfallende Äste, Laub und Nadeln, begründen keine 
Schadenersatzansprüche.

2. Artenschutzrechtliche Hinweise

2.1 Artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahme V1 (Maßnahmenblatt V1)
Bauvorbereitende Maßnahmen und alle Baumaßnahmen zur Baufeldfreimachung sind 
ausschließlich im Zeitraum ab 16.08 eines Jahres bis 14.03. des Folgejahres zulässig. 
Fällungen und Rodungen von Gehölzen dürfen gem. § 39 BNatSchG nicht im Zeitraum vom 1. 
März bis zum 30. September erfolgen.
Baumaßnahmen, die vor Beginn der Brutzeit begonnen wurden, können, sofern sie ohne 
Unterbrechung fortgesetzt werden, in der Brutzeit fortgeführt werden. eine mögliche 
Unterbrechung der Baumaßnahme darf höchstens 1-2 Wochen betragen.
Eine Durchführung der Arbeiten im Zeitraum vom 15.03. bis 15.08. ist möglich, wenn ein 
fachgutachterlicher Nachweis vorliegt, dass zu diesem Zeitpunkt keine Beeinträchtigung des 
Brutgeschehens erfolgt. Dazu ist die Vorhabenfläche (Baustelle) vor Aufnahme der Arbeiten 
auf das Vorhandensein aktueller besetzter Reviere/Nester zu kontrollieren.

2.2 Artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahme V2 (Maßnahmenblatt V2)
Routinemäßige Wartungsarbeiten sind während der Brutphase (15.03 bis 15.07) zu 
unterlassen, soweit dies für den reibungslosen Betrieb der Anlage möglich ist. Für die 
Gewährleistung der Funktionstüchtigkeit sind Tätigkeiten aus sicherheitstechnischem Anlass 
weiterhin zulässig.

2.3 Artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahme V3 (Maßnahmenblatt V3)
Zur Vermeidung von Einwanderungen von Reptilien in den Baustellenbereich ist ein 
temporärer Reptilienschutzzaun erforderlich. Dieser ist Anfang März zu errichten, mit mind. 50 
cm Höhe und so zu gestalten, dass er für Zauneidechsen unüberwindlich ist. Zum Schutz von 
Unterwanderungen ist das untere Zaunelement ca. 10 cm tief in den Boden einzubringen.
Beschädigungen oder Schäden durch Materialermüdung sind zu reparieren, außerdem ist ein 
regelmäßiger Rückschnitt der Vegetation außerhalb des Reptilienschutzzaunes auf einer 
Breite von mind. 1,0 m durchzuführen, um ein Überklettern bei hohem Vegetationsaufwuchs 
zu verhindern.
Zur Lage des Reptilienschutzzaunes wird auf das Maßnahmenblatt V3 verwiesen.

2.4 Artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahme V4 (Maßnahmenblatt V4)
In Kabelschächte und Baugruben sind unmittelbar nach dem Aufgraben im Abstand von ca. 
20 m Ausstiegshilfen für Kleintiere anzubringen.
Die Funktionalität der Ausstiegshilfen ist bis zur Wiederverfüllung zu gewährleisten.
Vor der Verfüllung ist zu prüfen, ob sich zu diesem Zeitpunkt Tiere darin befinden, diese sind 
ggf. fachgerecht zu entnehmen und außerhalb des Baustellenbereiches zu verbringen.
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IV. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 11 BauNVO)

1.1 Im sonstigen Sondergebiet (SO 1 und SO 2) wird die Art der baulichen Nutzung wie folgt 
festgesetzt:
Sonstiges Sondergebiet (SO) i. S. d. § 11 Abs. 2 BauNVO mit der Zweckbestimmung 
„Freiflächen-Photovoltaikanlage und Batteriespeicher“.
Innerhalb des sonstigen Sondergebietes sind zulässig: technische Anlagen und Einrichtungen zur 
zentralen und dezentralen Erzeugung, Verteilung, Nutzung, Speicherung und Abgabe von Strom 
aus erneuerbaren Energien und Netzstrom, z. B. Solarmodule auf starren Trägergestellen, 
Wechselrichter, Transformatoren, Batteriespeicher, Container, etc. sowie entsprechenden 
Nebenanlagen.
Weiter zulässig ist die landwirtschaftliche Bodennutzung in Form von Ackerbau, Sonderkulturen 
oder Grünland sowie die Beweidung der Fläche einschließlich hierfür erforderlicher Nebenanlagen, 
z. B. Tierunterstände.

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 17, 18 und 19 BauNVO)

2.1 Die maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ) wird mit 0,7 festgesetzt.
Bei der Ermittlung der zulässigen Grundfläche gemäß GRZ = 0,7 ist die Fläche der 
Senkrechtprojektion der Solarmodule, d. h. die überschirmte Fläche, heranzuziehen.
Eine Überschreitung der max. zulässigen Grundflächenzahl gemäß § 19 Abs. 3 BauNVO ist 
zulässig.

2.2 Die maximal zulässige Höhe der Solarmodule ist auf 3,0 m begrenzt, geländebedingte 
Überschreitungen sind in geringfügigem Umfang bis ca. 4,0 m zulässig. Als unterer Bezugspunkt 
ist die natürliche Geländeoberfläche am jeweiligen Standort festgesetzt, der obere Bezugspunkt ist 
die Moduloberkante.

2.3 Die maximal zulässige Höhe anderer baulicher Anlagen, z. B. Trafostationen, Batteriespeicher, ist 
auf 3,0 m begrenzt, Überschreitungen um bis zu 1,0 m sind durch die zulässigen 
Geländeveränderungen (siehe V.2) zulässig. Als unterer Bezugspunkt ist die natürliche 
Geländeoberfläche am jeweiligen Standort festgesetzt, der obere Bezugspunkt ist die Oberkante 
der baulichen Anlage.

2.4 Für Kameramasten ist eine Höhe von max. 5,0 m zulässig.

2.5 Zwischen der Unterkante der Solarmodule und der natürlichen Geländeoberfläche ist ein Abstand 
von im Durchschnitt mind. 1,0 m einzuhalten.

3. Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und §§ 14 und 23 
BauNVO)

3.1 Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen (§ 23 Abs. 3 BauNVO) 
festgesetzt.
Die baulichen Anlagen einschließlich der Nebenanlagen dürfen nur innerhalb der Baugrenzen 
errichtet werden.
Die Einfriedung darf im Sondergebiet auch außerhalb der Baugrenze errichtet werden.
Innerhalb der Baugrenzen sind mit den baulichen Anlagen keine Abstände untereinander 
einzuhalten.

3.2 Für die Verankerung der Solarmodultischen sind Ramm- oder Schraubverankerungen mit 
verzinkten Stahlprofilen zulässig.
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3. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

Gesetzlich geschütztes Biotop (Fläche)

Sonstiges wertvolles Biotop (Fläche)

Nutzungsschablone

1. Hinweise

bestehende Flurstücksgrenzen

871 Flurstücksnummern

4,50 ca. Maßangabe in Metern

Höhenlinie

2. Hauptversorgungsleitungen
Fernsprech-Teilnehmerkabel A-2YF(L)2Y des Trink- und 
Abwasserverbands Eisenach-Erbstromtal

295

Grundflächenzahl maximale/
minimale Höhe

GRZ
0,7

Höhe Solarmodule max. 3,0 m
Unterkante Solarmodule mind. 1,0 m über GOK
Höhe bauliche Anlagen max. 3,5 m
Höhe Kameramasten max. 5,0 m

33Dc302500 Sonstiges wertvolles Biotop (Linie)

45Ba112900

45Ba110400

1. Art und Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 11, 17, 18 und 19 BauNVO)

Sonstiges Sondergebiet (SO) i.S.d. § 11 Abs. 2 BauNVO mit der 
Zweckbestimmung "Freiflächen-Photovoltaikanlage + Batteriespeicher"

2. Bauweise, Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 Bau NVO)

Baugrenze

3. Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Zufahrt

bestehender öffentlicher Weg

4. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, § 1a Abs. 3 BauGB, § 9 Abs. 1a BauGB)

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für 
die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
sowie von Gewässern

Erhalt von bestehenden Strauchpflanzungen

5. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans

Maßnahmenfläche

0,7

3,5 m

3,0 m
Grundflächenzahl (GRZ)
max. Höhe der Solarmodule

max. Höhe der baulichen Anlagen
5,0 m max. Höhe der Kameramasten

1,0 m mind. Höhe der Unterkante der Solarmodule über GOK

M2

SO1

2.5 Artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahme V5 (Maßnahmenblatt V5)
Bei der Einzäunung muss die Zaununterkante mind. 0,20 m über der Geländeoberfläche 
liegen, um Durchgängigkeit für Kleintiere zu erhalten.
Sowohl an der Unterkante des Zaunes als auch an der Oberkante dürfen keine gefährlichen 
Bauteile, z. B. elektrifizierte Zaundrähte oder Stacheldraht, verbaut werden.

2.6 Zur Beachtung und Umsetzung der artenschutzrechtlichen Vermeidungsmaßnahmen V1 bis 
einschließlich V5 werden Regelungen im städtebaulichen Vertrag getroffen.

2.7 Artenschutzrechtliche vorgezogene Ausgleichsmaßnahme (CEF1)
Für den Entfall von sechs Feldlerchen-Brutrevieren im Plangebiet sind Ersatzhabitate 
herzustellen, die vor Beginn der Bauarbeiten im Plangebiet funktionsfähig sind.
Der Ausgleich erfolgt über die Anlage von Lerchenfenstern, je entfallendem Brutrevier sind 
zwei Lerchenfenster, d. h. insgesamt zwölf Lerchenfenster erforderlich.
Die Lerchenfenster müssen einen Abstand von mind. 25 m zum Feldrand und mind. 50 m zu 
Gehölzen einhalten und zwischen den Fahrgassen liegen. Ihre Mindestgröße beträgt jeweils 
20 qm, auf einem Hektar dürfen max. drei Lerchenfenster angelegt werden.
Die Umsetzung erfolgt auf geeigneten Flächen nördlich des Plangebietes in der Gemarkung 
Krauthausen, Fluren 4 und 5, die gelb markierte Fläche hält die erforderlichen Abstände zu 
den umliegenden Vertikalstrukturen ein und weist eine ausreichende Größe auf, um hier 
jährlich neu die erforderlichen zwölf Lerchenfenster auf einer Fläche von vier Hektar 
anzulegen.
Die Anlage der Lerchenfenster ist jährlich zu dokumentieren und die Lage der UNB 
mitzuteilen.
Zur Durchführung der artenschutzrechtlichen vorgezogenen Ausgleichsmaßnahme sowie der 
Sicherung der Potentialflächen werden Regelungen im städtebaulichen Vertrag getroffen.

(aus: Anlage II Maßnahmenblätter PV "Stedtfelder Berg I", Maßnahmenblatt CEF 1)

VII. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN

1. Denkmalpflege

Archäologische Bodenfunde (z. B. Scherben, Knochen, Bodenverfärbungen, etc.), die 
während der Bauarbeiten freigelegt oder gesichtet werden, sind gemäß § 16 Thüringer 
Denkmalschutzgesetz (ThürDSchG) unverzüglich dem Thüringischen Landesamt für 
Denkmalpflege und Archäologie in Weimar oder der Unteren Denkmalschutzbehörde der 
Stadt Eisenach anzuzeigen.

2. Bodenschutz

2.1 Sollten bei sich bei Aushubarbeiten Auffälligkeiten des Bodens festgestellt werden, die auf 
eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hindeuten, ist unverzüglich die Untere 
Bodenschutzbehörde der Stadt Eisenach zu informieren (Mitteilungs- und Auskunftspflicht 
gemäß § 2 Thüringer Bodenschutzgesetz (ThürBodSchG)).

2.2 Während des Baus der Anlage sowie im Betrieb sind die bodenschutzgesetzlichen und 
-fachlichen Vorgaben einzuhalten.

PRÄAMBEL

Die Stadt Eisenach erlässt aufgrund der gesetzlichen Grundlagen den Bebauungsplan Nr. 55 
„PV-Freiflächenanlage Stedtfelder Berg I“ als Satzung.

Der Bebauungsplan Nr. 55 besteht aus dem Planblatt mit I. Planzeichnung, II. Zeichnerische 
Festsetzungen, III. Zeichnerische Hinweise und Übernahmen, IV. Planungsrechtliche 
Festsetzungen, V. Örtliche Bauvorschriften, VI. Hinweise und VII. Nachrichtliche Übernahmen.

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 
3634), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juni 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 192)

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke - Baunutzungsverordnung (BauNVO) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176)

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung - PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189)

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege  Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 87)

Thüringer Bauordnung (ThürBO) in der Fassung vom 2. Juli 2024 (GVBl. 2024, S. 298)

Thüringer Gesetz zur Ausführung des Bundesnaturschutzgesetzes und zur weiteren 
landesrechtlichen Regelung des Naturschutzes und der Landschaftspflege(Thüringer 
Naturschutzgesetz  ThürNatG -) in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juli 2019 (GVBl. 
2019, S. 323)

Thüringer Bodenschutzgesetz (ThürBodSchG) in der Fassung vom 16 Dezember 2003 (GVBl. 
2003, S. 511), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 28. Mail 2019 (GVBl. 2019, S. 
74, 121)

Thüringer Gesetz zur Pflege und zum Schutz der Kulturdenkmale (Thüringer 
Denkmalschutzgesetz  ThürDSchG - ) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. April 2004 
(GVBl. 2004, S. 465), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 
(GVBl. 2018, S. 731, 735)

Thüringer Nachbarrechtsgesetz (ThürNRG) in der Fassung vom 22. Dezember 1992 (GVBl. 1992, 
S. 599), zuletzt geändert durch Gesetz vom 8. März 2016 (GVBl. 2016, S. 149)

Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung  ThürKO - ) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar 2003, zuletzt geändert durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 30. Dezember 2025 (GVBl. 2025, S. 22, 47)

KATASTERVERMERK

Es wird bescheinigt, dass die Flurstücke mit ihren Grenzen* und Bezeichnungen* sowie der 
Gebäudebestand* mit dem Liegenschaftskataster nach dem Stand vom __.__.2026 
übereinstimmen.

Gotha, den 

.........................................................................
Thüringer Landesamt für Bodenmanagement und Geoinformation, Katasterbereich Gotha

* nicht Zutreffendes bitte streichen

VERFAHRENSVERMERKE

1. Aufstellungsbeschluss
Der Stadtrat Eisenach hat in der Sitzung vom 21.05.2025 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 55 „PV-Freiflächenanlage Stedtfelder Berg I“ 
beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am __.__.2026 durch Presseveröffentlichung 
und auf der Internetseite der Stadt Eisenach ortsüblich bekannt gemacht.

2. Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf des 
Bebauungsplanes Nr. 55 „PV-Freiflächenanlage Stedtfelder Berg I“ in der Fassung vom 
______ 2026 hat in der Zeit vom __.__.2026 bis einschließlich __.__.2026 stattgefunden. Ort 
und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am __.__.2026 durch Presseveröffentlichung 
sowie auf der Internetseite der Stadt Eisenach ortsüblich bekannt gemacht mit dem Hinweis, 
dass Anregungen während der Auslegungsfrist vorgebracht werden können sowie 
Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung gegeben ist.

3. Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 
4 Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. 55 „PV-Freiflächenanlage 
Stedtfelder Berg I“ in der Fassung vom ______ 2026 hat in der Zeit vom __.__.2026 bis 
einschließlich __.__.2026 stattgefunden. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange, deren Aufgabenbereiche durch die Planung berührt werden können, sind mit 
Schreiben vom __.__.2026 informiert worden.

4. Förmliche Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
Zu dem Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 55 „PV-Freiflächenanlage Stedtfelder Berg I“ in der 
Fassung vom __.__.2026 wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, 
deren Aufgabenbereiche durch die Planung berührt werden können, gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB in der Zeit vom __.__.2026 bis einschließlich __.__.2026 beteiligt. Die Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom __.__.2026 über die 
öffentliche Auslegung informiert.

5. Förmliche Beteiligung der Öffentlichkeit
Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 55 „PV-Freiflächenanlage Stedtfelder Berg I“ in der 
Fassung vom __.__.2026 wurde mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit 
vom __.__.2026 bis einschließlich __.__.2026 im Internet veröffentlicht. Zusätzlich zur 
Veröffentlichung im Internet wurden als andere leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit die 
Unterlagen zur Einsichtnahme im Rathaus der Stadt Eisenach, Marktplatz 2, 99817 Eisenach, 
während der üblichen Dienststunden bereitgestellt. Die öffentliche Auslegung wurde am 
__.__.2026 durch Presseveröffentlichung sowie auf der Internetseite der Stadt Eisenach 
ortsüblich bekanntgemacht.

6. Satzungsbeschluss
Die Stadt Eisenach hat mit Beschluss des Stadtrates vom __.__.2026 den Bebauungsplan Nr. 
55 „PV-Freiflächenanlage Stedtfelder Berg I“ in der Fassung vom __.__.2026 gemäß § 10 
Abs. 1 BauGB i. V. m. § 19 Abs. 1 ThüKO als Satzung beschlossen. Die Begründung zur 
Satzung wurde gebilligt.

Eisenach, den

.........................................................................
Christoph Ihling, Oberbürgermeister (Siegel)

7. Vorlage
Die Satzung zum Bebauungsplan der Stadt Eisenach Nr. 55 „PV-Freiflächenanlage 
Stedtfelder Berg I“ ist mit Schreiben vom __.__.2026 gemäß § 21 Abs. 3 ThürKO der 
Rechtsaufsichtsbehörde vorgelegt worden.
Die Satzung wurde mit Schreiben vom __.__.2026 nicht beanstandet.

8. Ausfertigung
Die Übereinstimmung des textlichen und zeichnerischen Inhalts des Bebauungsplanes Nr. 55 
mit dem Willen des Stadtrates der Stadt Eisenach und die Einhaltung des gesetzlich 
vorgeschriebenen Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplanes werden bekundet.
Der Bebauungsplan wird hiermit gemäß § 21 Abs. 1 ThürKO ausgefertigt.

Eisenach, den

.........................................................................
Christoph Ihling, Oberbürgermeister (Siegel)

9. Bekanntmachung
Der Satzungsbeschluss des Stadtrates Eisenach zum Bebauungsplan Nr. 55 
„PV-Freiflächenanlage Stedtfelder Berg I“ wurde am __.__.2026 gemäß § 10 Abs. 3 BauGB 
ortsüblich bekannt gemacht mit dem Hinweis, dass der Bebauungsplan während der 
Öffnungszeiten der Stadtverwaltung von jedermann eingesehen werden kann und über 
dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben wird. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 
Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB wurde in der 
Bekanntmachung hingewiesen.

Damit ist die Satzung in Kraft getreten.

In der Bekanntmachung wurde weiter darauf hingewiesen, dass der in Kraft getretene 
Bebauungsplan mit Begründung und zusammenfassender Erklärung gemäß § 10a BauGB 
auch auf der Internetseite der Stadt Eisenach eingestellt wird.

Eisenach, den

.........................................................................
Christoph Ihling, Oberbürgermeister (Siegel)

Bebauungsplan der Stadt Eisenach Nr. 55 "PV-Freiflächenanlage Stedtfelder Berg I"
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